
 

 

1 

1 

 
Zusammenfassende Erklärung gem. § 10a BauGB       
 
für den Bereich des Bebauungsplanes Nr.43 „Gewerbegebiet Landwehr– 8. Erweiterung“ der 
Stadt Hörstel im Stadtteil Bevergern 
 
In Bezug auf die Darlegungen des umfangreichen Umweltberichtes und dem Ergebnis  
der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung lässt sich folgendes zusammenfassend 
feststellen: 
 
Ziel ist zum Zwecke der Standortsicherung der Firma Polyvlies – Franz Beyer GmbH eine 
Arrondierung des Betriebsgeländes in Bevergern zu erreichen. 
  
Für die Standortsicherung ist es zwingend erforderlich die innerbetrieblichen Abläufe weiter zu 
optimieren. Um dieses zu erreichen ist die Arrondierung der Gewerbeflächen um den dieser 
Planung zugrunde liegenden Bereich in einer Größe von 6.005 m² (ehemalige Hofstelle 
Wewel) erforderlich. Da die dort ansässige Firma den Verfahrensbereich zwischenzeitlich 
erwerben konnte ist eine Umsetzung der Planung als gesichert anzusehen.  
 
Dementsprechend hat der Rat der Stadt Hörstel die Einleitung des Verfahrens zum 
Bebauungsplan Nr. 43 „Gewerbegebiet Landwehr – 8. Erweiterung“ beschlossen, um hier die 
planungsrechtlichen Voraussetzungen zur Arrondierung des Betriebsgeländes sowie 
Sicherung des Betriebsstandortes im Ortsteil Bevergern zu schaffen. 
 
Entsprechend den städtebaulichen Zielvorstellungen der Stadt Hörstel wird der Planbereich 
als Gewerbegebiet gemäß § 8 BauNVO mit einer Grundflächenzahl von max. 0,8 und einer 
Geschossflächenzahl von max. 1,6 in Anlehnung an die Festsetzungen der östlich 
angrenzenden Gewerbeflächen festgesetzt. Die Grundflächenzahl orientiert sich an den 
zulässigen Höchstwerten der Baunutzungsverordnung, um im Sinne eines sparsamen 
Umganges mit Grund und Boden eine optimale Nutzung des Plangebietes zu ermöglichen und 
dabei den Gesamtflächenverbrauch zu begrenzen. 
 
Um dem Bestimmtheitsgebot Rechnung zu tragen wird die maximal zulässige Gebäudehöhe 
in m über NHN (Normalhöhennull – mittlerer Meeresspiegel) festgesetzt. Das vorhandene 
natürliche Gelände sowie der Wendeplatz liegen für den Verfahrensbereich bei rd. 41,50 m 
über NHN. Die so gewählte Höhenvorgabe (53,50 m) entspricht somit in etwa Gebäudehöhen 
von rd. 12 m über der zugehörigen Erschließungsanlage. Ausnahmen können für 
untergeordnete Nebenanlagen und  technische Einrichtungen (z.B. Lüftungsschächte, 
Schornsteine etc.) zugelassen werden.  
 
Bauflächen und besonders auch Gewerbegebiete lassen sich heute oft nur unter großen 
Problemen neu ausweisen. Hinzu kommt, dass die Gemeinden den gesetzlichen Auftrag 
haben, mit Grund und Boden sparsam umzugehen. Vor diesem Hintergrund des sparsamen 
Umgangs mit Grund und Boden wird auch die Vorgabe gesehen, Sonnenenergieanlagen 
(Photovoltaik u.ä.) ausschließlich als Nebenanlagen an oder auf gewerblich oder industriell 
genutzten Gebäuden zuzulassen. Hierdurch wird dem Bodenschutz und dem vorbeugenden 
Klimaschutz Rechnung getragen, ohne dass damit ein intensiver Flächenverbrauch für 
sogenannte eigenständige Anlagen einhergeht. 
 
Vergnügungsstätten, auch solche, die als Gewerbebetrieb einzustufen sind, werden 
ausgeschlossen, da das Verfahrensgebiet vornehmlich der Aufnahme von produzierendem 
Gewerbe bzw. be- und verarbeitendem Gewerbe vorbehalten bleiben soll. Für 
Vergnügungsstätten stehen in anderen Bereichen der Stadt Hörstel noch ausreichende 
Flächen zur Verfügung. 
 
Um gegenseitige Störungen (Gewerbe-Wohnen) zu vermeiden und damit auch künftig 
ungestörte Betriebsabläufe zu sichern ist im Bebauungsplan geregelt, dass  
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Die in § 8 Abs. 3 Nr.1 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Nutzungen 
(Betriebswohnungen etc.) sind nicht Bestandteil des Bebauungsplanes. Dies bedeutet, dass 
Betriebswohnungen etc. auch ausnahmsweise nicht innerhalb des Planbereiches zugelassen 
werden können. 
 
Innerhalb des Plangebietes ist der Einzelhandel mit zentrenrelevanten sowie zentren- und 
nahversorgungsrelevanten Sortimenten der Hörsteler Sortimentsliste (Stand: Ratsbeschluss 
vom 04.02.2009) unzulässig. Ausnahmen sind dabei für Verkaufsstellen von Handwerks-, 
produzierenden und weiterverarbeitenden Gewerbebetrieben bis zu VK von 150 qm zulässig. 
 
Der Einzelhandelsausschluss dient dazu, den bestehenden zentralen Versorgungsbereich 
durch zukünftige Ansiedlungen optimal zu stärken. 
 
Ausgehend von der Rodder Straße im Süden führt die neu ausgebaute Wollweberstraße bis an 
den Verfahrensbereich heran und endet hier in einer Wendeschleife. An diese Wendeschleife 
schließt außerhalb des Verfahrensbereiches parallel zum vorhandenen Gewässer die 
Wirtschaftswegeverbindung zur Straße In der Landwehr an. Die Versorgung des 
Verfahrensbereiches mit Wasser, Gas, Strom und Telekommunikationsleitungen erfolgt durch 
die zuständigen Versorgungsträger. 
 
Die Plangebietsflächen grenzen an vorhandene Gewerbeflächen an und werden über die 
vorhandene Wollweberstraße erschlossen. Die Inanspruchnahme des laut Kartenlage im 
Planbereich vorhandenen besonders schutzwürdigen Bodens (Plaggenesch) ist 
unvermeidbar, da dieser Bereich insbesondere der Standortsicherung des dort ansässigen 
Betriebes dient und somit auch alternativlos ist. Die Inanspruchnahme des schutzwürdigen 
Bodens im Planbereich ist damit unumgänglich. Die Belange des Bodenschutzes werden 
gegenüber den städtebaulichen Belangen, die für eine Gewerbeentwicklung an dieser Stelle 
sprechen, zurückgestellt. Zudem genießt diese Fläche im Sinne des Bodenschutzgesetzes 
Vorrang, da es sich hier im Teilbereich um die Wieder-/ Umnutzung von versiegelten Flächen 
(Hofstelle Wewel) handelt. Gleichwohl wird ein Eingriff in den Bodenhaushalt vorbereitet, der 
im Rahmen der Kompensationsbewertung berücksichtigt wird, so dass erhebliche 
Umweltauswirkungen nicht erwartet werden. Um Beeinträchtigungen bzw. Schädigungen der 
Bodenfunktionen so gering wie möglich zu halten, werden die ordnungsgemäße Lagerung und 
der spätere Wiedereinbau des Oberbodens besonders empfohlen. Vor dem Hintergrund des 
sparsamen Umgangs mit Grund und Boden wird im Bebauungsplan geregelt, dass 
Sonnenenergieanlagen (Photovoltaik u. ä.) ausschließlich als Nebenanlagen an oder auf 
gewerblich oder industriell genutzten Gebäuden zuzulassen sind. Hierdurch wird dem Boden-
/Flächenschutz und dem vorbeugenden Klimaschutz Rechnung getragen, ohne dass damit ein 
intensiver Flächenverbrauch für sogenannte eigenständige Anlagen einhergeht. 
 
Der Verfahrensbereich wird im Nordosten von der Straße In der Landwehr und im Osten von 
den Betriebsflächen der Firma Polyvlies begrenzt. Im Nordwesten und Südwesten grenzt die 
asphaltierte Wirtschaftswegeführung (Verbindung zwischen In der Landwehr und der 
Wendeanlage Wollweberstraße) und darüber hinaus das Gewässer 1010 an. Die 
Planbereichsfläche zeigt sich im Nordosten als Hofstelle Wewel (ist zwischenzeitlich 
abgebrochen worden). Im Nordosten ist, von einer Bodenmiete eingefasst, ein geschotterter 
Parkplatz und im Übergang zur Straße In der Landwehr eine markante Eiche vorhanden. Die 
darüber hinausgehende Fläche stellt sich als Ackerfläche dar.  
 
Im Umfeld des Plangebietes liegen im Norden die Naturschutzgebiete NSG „Torflöcher am 
Galgenkamp“ und NSG „Swattet Möörken“. Bei diesen Naturschutzgebieten handelt es sich um 
reich strukturierte Feuchtgebiete mit Kleingewässern, flachen Mulden, Röhrichten und 
naturnahen Gehölzen. Im NSG „Torflöcher am Galgenkamp“ finden sich zudem größere 
Grünlandbereiche. Die zwei Naturschutzgebiete sind insbesondere für Amphibien sehr 
wertvoll. 
 
Für das Plangebiet selbst sind keine Naturschutz- oder Landschaftsschutzgebiete sowie keine 
Wasserschutzgebiete, Naturdenkmale, Flächen aus dem Biotopkataster des Landesamtes für 
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Natur-, Umwelt- und Verbraucherschutz (LANUV) oder Biotope, die nach § 62 LG 
NRW geschützt sind, angegeben. Auch sind für den Verfahrensbereich und in einem Abstand 
von 300 m hierzu keine Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung bzw. Natura 2000 Gebiete 
(FFH-Gebiete und Europäische Vogelschutzgebiete) aufgezeigt. 
 
Mit der geplanten baulichen Nutzung des Bebauungsplanbereiches wird ein Eingriff in Natur 
und Landschaft, insbesondere durch die Versiegelung bisher landwirtschaftlich genutzter 
Flächen, hervorgerufen. Aus der Gegenüberstellung von Bestand und Planung ergibt sich 
unter Zugrundelegung der derzeit in Aussicht genommenen Bebauungsplanfestsetzungen ein 
Kompensationsdefizit von 7.851 Werteinheiten. 
 
Um den Verbrauch von landwirtschaftlichen Flächen so gering wie möglich zu halten ist 
beabsichtigt, die sich im Rahmen der Bebauungsplanung ergebenden externen 
Ausgleichsmaßnahmen nicht durch Extensivierung von landwirtschaftlichen Futterflächen zu 
realisieren, sondern im Ersatzflächenpool der Stadt Hörstel. Es ist vorgesehen, dies Defizit 
extern auf der stadteigenen Ausgleichsfläche in der Gemarkung Saerbeck, Flur 15, Flurstück 
11 auszugleichen. Der städtische Flächenpool wird bei Rechtskraft des Bebauungsplanes 
entsprechend fortgeschrieben. 
 
Mit Rücksicht auf umliegende Nutzungen erfolgt im Bebauungsplan hinsichtlich der zulässigen 
Anlagen-/Betriebsarten eine Gliederung auf der Grundlage des Abstandserlasses (2007). 
Durch die im Bebauungsplan vorgenommene Gliederung wird gewährleistet, dass die 
jeweiligen Betriebsarten in Abhängigkeit von den durch sie verursachten Emissionen einen 
ausreichenden Abstand zu umliegenden Nutzungen einhalten, so dass hier keine 
unzumutbaren Immissionen für umliegende Nutzungen durch gewerbliche Betriebe zu 
erwarten sind. Erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen für die betroffene Bevölkerung, die 
Menschen und deren Gesundheit im als auch im Umfeld des Plangebietes sind nicht zu 
erwarten. 
 
Zum Schutz von Kultur- und sonstigen Sachgütern ist die Entdeckung von  Bodendenkmalen 
der Gemeinde und dem Landschaftsverband Westfalen – Lippe, Westf. Museum für 
Archäologie, Münster unverzüglich anzuzeigen und die Entdeckungsstätte mind. drei 
Werktage in unverändertem Zustand zu erhalten (§§ 15, 16 DSchG). Ein entsprechender 
Hinweis ist in den Bebauungsplan aufgenommen worden. 
 
Innerhalb der nordöstlichen Planbereichsflächen zeigt sich die Hofstelle Wewel. Diese 
ehemaligen Hofgebäude, die als Sachgüter angesehen werden können, sind zwischenzeitlich 
abgebrochen worden, so dass es sich erübrigt, zum Abriss diesbezügliche Auswirkungen 
aufzuzeigen. Im Zuge des vorgenannten Abrisses ist ein vorhandener Bildstock 
(eingetragenes Denkmal) abgebaut worden; dabei handelt es sich um einen zusammen 
gesetzten Bildstock: Pieta in Segmentbogennische mit hohen Sockel von ca. 1675. Dieser 
Bildstock wird zurzeit genauer untersucht und restauriert. Nach Fertigstellung soll ein für das 
Denkmal angemessener Ort, im Nahbereich zum ursprünglichen Standort, in Absprache mit 
dem LWL – Denkmalpflege, Landschafts- und Baukultur in Westfalen gefunden werden, an 
dem das Denkmal wieder aufgestellt werden kann. Dieser Standort ist zwischenzeitlich 
(Überprüfung im April 2021) südwestlich im Übergang zum vorhandenen Gewässer an der 
neuen Wirtschaftswegeführung gefunden worden. 
 
Die Festsetzungen des Bebauungsplanes erlauben eine flexible Ausrichtung der Gebäude, so 
dass eine optimale Sonnenenergienutzung möglich ist. Zudem wird seitens der Stadt 
grundsätzlich eine energieeffiziente Ausleuchtung des öffentlichen Raumes (z.B. 
Straßenbeleuchtung etc.) angestrebt. Mit der Vorgabe Sonnenenergieanlagen (Photovoltaik 
u.ä.) ausschließlich als Nebenanlagen an oder auf gewerblich oder industriell genutzten 
Gebäuden zuzulassen wird dem vorbeugenden Klimaschutz Rechnung getragen. Erhebliche 
oder nachhaltige Auswirkungen auf die Luft und das Klima sind durch die Bauleitplanung nicht 
zu erwarten. 
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Unter Beachtung der Bestimmungen des geltenden Abfallgesetzes werden die 
anfallenden Abfallstoffe eingesammelt und ordnungsgemäß entsorgt. Innerhalb des 
Gemeindegebietes werden in ausreichendem Maße an geeigneten Stellen Depot-Container 
zur Sammlung wieder verwertbarer Abfallstoffe aufgestellt. Durch einen sachgerechten 
Umgang mit Abfällen und Abwasser auf der Grundlage geltender Gesetze werden Belastungen 
der Umwelt vermieden. 
 
Altlasten und Kampfmittel sind für den Planbereich nicht bekannt, so dass diesbezüglich keine 
Maßnahmen erforderlich sind. 
 
 
Übersicht über anderweitige Planungsmöglichkeiten 
Ziel ist es zum Zwecke der Standortsicherung der Firma Polyvlies – Franz Beyer GmbH, eine 
Arrondierung des Betriebsgeländes in Bevergern zu erreichen. 
  
Für die Standortsicherung ist es zwingend erforderlich die innerbetrieblichen Abläufe weiter zu 
optimieren. Um dieses zu erreichen ist die Arrondierung der Gewerbeflächen um den dieser 
Planung zugrunde liegenden Bereich in einer Größe von 6.005 qm erforderlich. Neben dem 
Erfordernis im Regionalplan für die Gewerbegebietsentwicklung ausgewiesen zu sein, stellt 
die Verfügbarkeit entsprechender Flächen eine grundlegende Voraussetzung für die 
Umsetzung der Planung dar. Da die dort ansässige Firma den Verfahrensbereich 
zwischenzeitlich erwerben konnte ist eine Umsetzung der Planung als gesichert anzusehen.  
 
Zudem genießt diese Fläche im Sinne des Bodenschutzgesetzes Vorrang, da es sich hier im 
Teilbereich um die Wieder-/Umnutzung von versiegelten Flächen (Hofstelle Wewel) handelt, 
so dass im Sinne des § 4 (2) Landesbodenschutzgesetz dieser Bereich einer lagenkonformen 
Nutzung zugeführt werden kann. 
 
Die Entscheidung, ansässigen Gewerbetreibenden die für die notwendige Betriebserweiterung 
und damit für die Existenzsicherung notwendigen Flächen vor Ort zur Verfügung zu stellen, 
schließt anderweitige Lösungsmöglichkeiten aus.  
 
Inwieweit die Stellungnahmen aus der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung bei der 
Planung berücksichtigt worden sind, ist den angehängten Abwägungen zu entnehmen. 
                                                               
Verfahrensablauf 
 
Der Rat der Stadt Hörstel hat am 20.03.2019 die Aufstellung des Bebauungsplanes 
beschlossen. Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit, berührten Träger öffentlicher 
Belange und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach §§ 3(1) / 4(1) BauGB hat in der Zeit 
vom 16.12.2019 bis 22.01.2020 stattgefunden. 
  
Der Bebauungsplanentwurf mit der Begründung hat einschließlich der wesentlichen 
umweltbezogenen Stellungnahmen gemäß § 3 (2) BauGB in der Zeit vom 08.02.2021 bis 
26.03.2021 öffentlich ausgelegen. 
 
Der Rat der Stadt Hörstel hat gemäß § 3 (2) BauGB die fristgemäß vorgebrachten 
Stellungnahmen geprüft und am 12.05.2021 den Bebauungsplan als Satzung gemäß § 10 (1) 
BauGB beschlossen. 
 
Gemäß § 10 (3) BauGB ist der Satzungsbeschluss des Bebauungsplanes am                           
22.05.2021 ortsüblich bekannt gemacht worden. Mit dieser Bekanntmachung tritt der 
Bebauungsplan in Kraft. 
 
                                                                                                       
                                                                                                               Stadt Hörstel 
                                                                                                               Der Bürgermeister 
 



Seite 1 von 33 

Bauleitplanung der Stadt Hörstel 
 
Standortsicherung der Firma Polyvlies – Franz Beyer – GmbH; 
Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 43 „Gewerbegebiet in der 
Landwehr – 8. Erweiterung“ der Stadt Hörstel, Stadtteil 
Bevergern – Auslegungsbeschluss 
 
Beratungsunterlagen zu den Verfahrensschritten: 
 
A. Verfahrensablauf 
B. Behandlung der gemäß § 3 Abs. 1 BauGB abgegebenen 

Stellungnahmen der Öffentlichkeit 
C. Behandlung der gemäß § 4 Abs. 1 BauGB abgegebenen 

Stellungnahmen der berührten Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange 

D. Beschluss über die in den Beteiligungsverfahren gemäß § 4 Abs. 
 1 und § 3 Abs. 1 BauGB abgegebenen Stellungnahmen der 
 Öffentlichkeit sowie die abgegebenen Stellungnahmen der 
 berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
E. Auslegungsbeschluss 
F. Behandlung der gemäß § 3 Abs. 2 BauGB abgegebenen 

Stellungnahmen der Öffentlichkeit 
G. Behandlung der gemäß § 4 Abs. 2 BauGB abgegebenen 

Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange 

H. Beschluss über die im Beteiligungsverfahren nach § 3 Abs. 2 
BauGB und § 4 Abs. 2 BauGB abgegebenen Stellungnahmen 

I. Satzungsbeschluss 
 
 
 
 
 
 
 

Anlage zur Vorlage Nr. 32/2021 
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A. Verfahrensablauf 

 
Auf Grundlage des Beschlusses des Rates vom 21.03.2018 (SV Nr. 
17/2018) das Verfahren zur vereinfachten Änderung und Ergänzung des 
Bebauungsplanes Nr. 43 „Gewerbegebiet Landwehr“ – 6. Erweiterung 
durchgeführt worden. Gleichzeitig sind Gespräche mit der 
Regionalplanungsbehörde zur Vorabstimmung einer Erweiterung des 
Betriebsgeländes der Firma Polyvlies, um die Flächen mit der Lage 
Gemarkung Bevergern, Flur 16, Flurstücke 45 und 46, aufgenommen 
worden. 
 
Da es sich hierbei um eine reine Flächenbereitstellung (< 1,0 ha) zur 
Erweiterung und Sicherung des Betriebsstandortes handelt und keine 
Entstehung weiterer betriebsgebundener Reserveflächen zu erwarten ist, 
hat die Regionalplanungsbehörde ihre Zustimmung zur Änderung des 
Flächennutzungsplanes signalisiert. 
 
In einem ersten Schritt ist das Verfahren zur vereinfachten Änderung und 
Ergänzung des Bebauungsplanes Nr. 43 „Gewerbegebiet Landwehr“ – 6. 
Erweiterung abgeschlossen worden. Mit dem Verfahren zur 64. Änderung 
des Flächennutzungsplanes der Stadt Hörstel folgte das zweite 
planungsrechtliche Verfahren zur  
Arrondierung des Betriebsgeländes sowie Sicherung des 
Betriebsstandortes im Ortsteil Bevergern. Die Genehmigung der 
Flächennutzungsplanänderung liegt vor und ist mit ortsüblicher 
Bekanntmachung vom 10.04.2020 rechtskräftig. 
 
Parallel zum vorgenannten Änderungsverfahren ist das Verfahren zur 
Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 43 „Gewerbegebiet in der Landwehr 
– 8. Erweiterung“ der Stadt Hörstel mit der frühzeitigen Beteiligung der 
Öffentlichkeit sowie mit der frühzeitigen Unterrichtung der berührten 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gestartet. 
 
Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit fand in der Zeit vom 
16.12.2019 bis 22.01.2020 statt. Zeitgleich fand die frühzeitige 

Unterrichtung und Beteiligung der berührten Behörden und sonstigen 
Träger öffentlicher Belange statt. Die im Rahmen der frühzeitigen 
Beteiligung eingegangenen Stellungnahmen und Anregungen sind vom 
Rat der Stadt Hörstel zur Kenntnis zu nehmen (siehe Anhang 
Abwägungstabelle zur Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 43 
„Gewerbegebiet in der Landwehr – 8. Erweiterung“ der Stadt Hörstel) 
 
Da zwischenzeitlich sowohl die Änderung des Flächennutzungsplanes 
rechtskräftig ist als auch die Bauarbeiten für die Anlegung einer neuen 
Wegeverbindung abgeschlossen werden konnten, kann das Verfahren mit 
der öffentlichen Auslegung sowie der Beteiligung der berührten Behörden 
und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. §§ 3 Abs. 2 und 4 Abs. 2 
BauGB fortgesetzt werden. 
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B. Behandlung der Stellungnahmen aus der Öffentlichkeit gemäß § 3 
Abs. 1 

 
Im Rahmen der Öffentlichkeitbeteiligung wurden keine Stellungnahmen 
abgegeben. 
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C. Behandlung der Stellungnahmen der berührten Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 

 
Nachfolgend sind die eingegangenen Originalstellungnahmen abgebildet. 
Der jeweiligen Stellungnahme wird der Verwaltungsvorschlag 
gegenübergestellt. 
 
Bei den Überlegungen und Vorschlägen zum Umgang mit den 
eingegangenen Anregungen, wird die Planung aus August 2019 zu 
Grunde gelegt. 
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Die Stellungnahme der Thyssengas vom 06.01.2020 wird zur Kenntnis 
genommen.  
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Die Stellungnahme der EWE Netz vom 09.01.2020 wird zur Kenntnis 
genommen. 
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Laut Bezirksregierung Arnsberg sind keine Maßnahmen erforderlich, da 
keine in den Luftbildern erkennbare Belastung vorliegt. Da ein 
Kampfmittelvorkommen jedoch nicht völlig ausgeschlossen werden kann, 
wird folgender Hinweis in den Bebauungsplan aufgenommen: 
 
„Die Durchführung aller bodeneingreifenden Bauarbeiten sollte mit der 
gebotenen Vorsicht erfolgen, da ein Kampfmittelvorkommen nicht völlig 
ausgeschlossen werden kann. Ist bei der Durchführung der Bauvorhaben 
der Erdaushub außergewöhnlich verfärbt oder werden verdächtige 
Gegenstände beobachtet, sind die Arbeiten sofort einzustellen. Es ist 
unverzüglich der Kampfmittelbeseitigungsdienst Westfalen-Lippe durch 
die örtliche Ordnungsbehörde oder Polizei zu verständigen“ 
 
Die Bezirksregierung Arnsberg weist ausdrücklich darauf hin, dass ihre 
Stellungnahme samt Anlagen aus Datenschutzgründen ausschließlich für 
den Dienstgebrauch vorgesehen ist. Eine sonstige Verwendung oder eine 
digitale Veröffentlichung ist untersagt. 
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Die Stellungnahme des WTL vom 21.01.2020 wird zur Kenntnis 
genommen. 
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Die Stellungnahme der Telefonica vom 27.01.2020 wird zur Kenntnis 
genommen. 
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Die Stellungnahme des Kreises Steinfurt vom 29.01.2020 wird zur 
Kenntnis genommen. Bei erneuter Überprüfung der Plangebietsfläche 
konnte neben dem von einer Bodenmiete eingefassten geschotterten 
Parkplatz lediglich eine Ackerfläche, die in Teilen von Baumaterialien etc. 
genutzt worden ist, ausgemacht werden. Westlich und südlich hieran 
grenzt ein asphaltierter Wirtschaftsweg mit Übergang zum sich 
anschließenden Gewässer Nr. 1010 an. Es verbleibt daher bei der 
Bewertung der Eingriffssituation mit 2 Wertpunkten. Der Anregung 
entlang der nordwestlichen und südwestlichen Seite des Plangebietes eine 
Eingrünung durch eine fünfreihige Hecke vorzunehmen, wird nicht gefolgt, 
da dieses zur Reduzierung von gewerblich erschlossenen Bauflächen führt 
und zudem zwischen dem Gewässer und dem asphaltiertem Weg 
Möglichkeiten zum Anpflanzen von Gehölzen vorhanden ist. Um mögliche 
Vorkommen planungsrelevanter Arten zu prüfen, hat im Zuge der 
vorstehenden Überprüfung im Februar und März jeweils eine Begehung 
stattgefunden, mit dem Ergebnis, dass planungsrelevante Arten für den 
Planbereich nicht festgestellt werden konnten und dass die im Planbereich 
vorhandene markante Eiche nördlich im Übergang zur Straße „In der 
Landwehr“ nachrichtlich in den Bebauungsplan aufgenommen wird. Diese 
Eiche war im letzten Jahr vom Eichenprozessionsspinner befallen, so dass 
sie aktuell unter besonderer Beobachtung steht und letztlich fraglich ist, 
ob die dauerhafte Erhaltung gewährleistet werden kann. Darüber hinaus 
ist kein Gehölzbestand vorhanden. Erhebliche Auswirkungen des 
vorliegenden Bebauungsplanes auf die Belange des Artenschutzes werden 
nicht gesehen. Eine Betroffenheit  durch den Verlust von Lebensräumen 
oder eine Beeinträchtigung der ökologischen Funktion der 
Fortpflanzungsstätten sind voraussichtlich nicht zu erwarten.  
 
Vorsorglich sind jedoch zur Vermeidung erheblicher Beeinträchtigungen 
von Fortpflanzungs- und Ruhestätten planungsrelevanter Arten und zum 
Schutz gebäudebewohnender Arten nachstehende Hinweise in den 
Bebauungsplan aufgenommen worden: 
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Zur Vermeidung erheblicher Beeinträchtigungen von Fortpflanzungs- und 
Ruhestätten dürfen Maßnahmen gemäß § 39 (5) Nr. 2 BNatSchG 
(Beschneiden bzw. auf den Stock setzen von Hecken, Gebüschen und 
anderen Gehölzen etc.) ausschließlich in der Zeit vom 01.10. bis zum 
28.02. erfolgen. Erhebliche Beeinträchtigungen der Lebensstätten von 
Vögeln und Fledermäusen können so weitgehend vermieden werden. Aus 
Artenschutzgründen (§ 44 Abs. 1 BNatschG ff) ist es erforderlich, 
unmittelbar vor den Bauarbeiten zu prüfen, ob sich geschützte Tierarten 
oder deren Fortpflanzungs- und Ruhestätten im Baubereich befinden. In 
diesen Fällen ist das Vorkommen unmittelbar beim Umwelt- und 
Planungsamt, Untere Naturschutzbehörde des Kreises Steinfurt 
anzuzeigen. Weitere Informationen können im Internet beim LANUV 
(Landesamt für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz Nordrhein-
Westfalen) eingesehen werden. 
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D. Beschluss über die in den Beteiligungsverfahren gemäß § § 4 Abs. 1 
und § 3 Abs. 1 BauGB abgegebenen Stellungnahmen der Öffentlichkeit 
sowie die abgegebenen Stellungnahmen der berührten Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange 

 
Die im Verfahren gemäß § 4 Abs. 1 und § 3 Abs. 1 BauGB abgegebenen 
Stellungnahmen der Öffentlichkeit sowie die abgegebenen 
Stellungnahmen der berührten Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange werden zur Kenntnis genommen und entsprechend 
dem Verwaltungsvorschlag behandelt. 
 
Die Verwaltung wird damit beauftragt die Begründung sowie den Plan auf 
Grundlage der Abwägungen anzupassen und folgend die Durchführung 
der öffentlichen Auslegung des Planentwurfes gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 
sowie mit der Beteiligung der berührten Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB durchzuführen. 
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E. Auslegungsbeschluss 

 
Die Verwaltung wird mit der Durchführung der öffentlichen Auslegung des 
Änderungsentwurfes gemäß § 3 Abs. 2 BauGB, sowie mit der Beteiligung 
der berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß 
§ 4 Abs. 2 BauGB beauftragt. 
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F. Behandlung der gemäß § 3 Abs. 2 BauGB abgegebenen 
Stellungnahmen der Öffentlichkeit  

 
Nachfolgend sind die eingegangenen Originalstellungnahmen abgebildet. 
Da es sich bei den Stellungnahmen um einen Sachverhalt handelt, wird 
den Stellungnahmen nur ein Verwaltungsvorschlag gegenübergestellt 
 
Bei den Überlegungen und Vorschlägen zum Umgang mit den 
eingegangenen Anregungen, wird die Planung aus Dezember 2020 zu 
Grunde gelegt.  
 
 
Im Rahmen der Öffentlichkeitbeteiligung wurden keine Stellungnahmen 
abgegeben. 
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G. Behandlung der gemäß § 4 Abs. 2 BauGB abgegebenen 
Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange  

 
Nachfolgende sind die eingegangenen Originalstellungnahmen abgebildet. 
Der jeweiligen Stellungnahme wird der Verwaltungsvorschlag 
gegenübergestellt.  
 
Bei den Überlegungen und Vorschlägen zum Umgang mit den 
eingegangenen Anregungen, wird die Planung aus Dezember 2020 zu 
Grunde gelegt.  
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Telekom Technik GmbH Richtfunk vom 03.02.2021 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Inwieweit die Ericsson Services GmbH in die Beteiligung einzubeziehen ist, 
wird hausintern geprüft. 
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Die Stellungnahme des Landesbetriebes Wald und Holz vom 03.02.2021 
wird zur Kenntnis genommen. 
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Telekom Technik GmbH vom 15.02.2021 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Die Telekommunikationslinien der Deutschen Telekom befinden sich 
östlich außerhalb im Bereich der eingekürzten Wollweberstraße, wobei 
dieser Abschnitt zwischenzeitlich privat mit entsprechenden Sicherungen 
von Leitungsrechten geworden ist. 
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Die Stellungnahme der Westnetz GmbH vom 15.02.2021 wird zur 
Kenntnis genommen. 
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Die Stellungnahme der EWE Netz GmbH vom 16.02.2021 wird zur 
Kenntnis genommen. 
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Die Stellungnahme der Telefonica vom 19.02.2021 wird zur Kenntnis 
genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Seite 25 von 33 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Stadt Hörstel: FB III Sicherheit und Ordnung vom 26.02.2021 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen und wird beachtet. 
 
Dementsprechend ist folgender Hinweis bereits nach der vorgezogenen 
Beteiligung in den Bebauungsplan aufgenommen worden: 
 
„Die Durchführung aller bodeneingreifenden Bauarbeiten sollte mit der 
gebotenen Vorsicht erfolgen, da ein Kampfmittelvorkommen nicht völlig 
ausgeschlossen werden kann. Ist bei der Durchführung der Bauvorhaben 
der Erdaushub außergewöhnlich verfärbt oder werden verdächtige 
Gegenstände beobachtet, sind die Arbeiten sofort einzustellen. Es ist 
unverzüglich der Kampfmittelbeseitigungsdienst Westfalen-Lippe durch 
die örtliche Ordnungsbehörde oder Polizei zu verständigen“. 
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Die Stellungnahme des WTL vom 26.02.2021 wird zur Kenntnis 
genommen. 
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Die Stellungnahme der IHK vom 03.03.2021 wird zur Kenntnis genommen. 
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Landwirtschaftskammer vom 04.03.2021 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Die Anregungen zum ökol. Ausgleich/Ersatz werden ebenfalls zur Kenntnis 
genommen, dabei ist festzuhalten, dass im Plangebiet selbst keine 
weiteren Möglichkeiten der Kompensation gegeben sind. Der in Rede 
stehende Bereich zwischen Gewässer und Weg liegt außerhalb des 
Planbereiches und befindet sich im Gemeindeeigentum, so dass an dieser 
Stelle als auch im Bereich der außerhalb des Planbereiches gelegenen und 
genehmigten Gewässerausgestaltung kein weiterer Handlungsbedarf 
gesehen wird. 
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Kreis Steinfurt vom 23.03.2021 
 
Natur und Landschaftspflege, Artenschutz    
          
Die Stellungnahme des Kreises Steinfurt wird zur Kenntnis genommen. 
Das Ökokonto wird mit Rechtskraft des Bebauungsplanes entsprechend 
fortgeschrieben. Der Anregung- zum Schutz der europäischen Vogelarten 
Baumaßnahmen inklusive der Baufeldfreimachung nur vom 1. August bist 
14. März beginnen zu lassen…usw. - wird nicht gefolgt, da der Planbereich 
auf der Grundlage vorliegender Genehmigungen bereits weitgehend 
hergerichtet ist (Abbruch der alten Hofstelle, Anlegung des 
Wirtschaftsweges, Abbindung/Einkürzung der Wollweberstraße, Anlegung 
von Stellplatzflächen etc.). Darüber hinaus sorgt nachstehender Hinweis, 
der bereits im Bebauungsplan enthalten ist, für einen angemessenen 
Artenschutz:  

 
 „Zur Vermeidung erheblicher Beeinträchtigungen von 

Fortpflanzungs- und Ruhestätten dürfen Maßnahmen gemäß § 39 
(5) Nr. 2 BNatSchG (Beschneiden bzw. auf den Stock setzen von 
Hecken, Gebüschen und anderen Gehölzen etc.) ausschließlich in 
der Zeit vom 01.10. bis zum 28.02. erfolgen. Erhebliche 
Beeinträchtigungen der Lebensstätten von Vögeln und 
Fledermäusen können so weitgehend vermieden werden. Aus 
Artenschutzgründen (§ 44 Abs. 1 BNatschG ff) ist es erforderlich, 
unmittelbar vor den Bauarbeiten zu prüfen, ob sich geschützte 
Tierarten oder deren Fortpflanzungs- und Ruhestätten im 
Baubereich befinden. In diesen Fällen ist das Vorkommen 
unmittelbar beim Umwelt- und Planungsamt, Untere 
Naturschutzbehörde des Kreises Steinfurt anzuzeigen. Weitere 
Informationen können im Internet beim LANUV (Landesamt für 
Natur, Umwelt und Verbraucherschutz Nordrhein-Westfalen) 
eingesehen werden“. 
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Die Stellungnahme der HWK Münster vom 24.03.2021 wird zur Kenntnis 
genommen. 
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SWTE Netz GmbH & Co.KG vom 03.02.2021 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und bei Verwirklichung der 
Planung beachtet. 
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H. Beschluss über die im Beteiligungsverfahren nach § 3 Abs. 2 BauGB 
und § 4 Abs. 2 BauGB abgegebenen Stellungnahmen  

 
Die im Rahmen der Beteiligungen eingegangenen Stellungnahmen der 
Öffentlichkeit und der berührten Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange werden unter Rücksichtnahme auf die privaten und 
öffentlichen Belange gegeneinander und untereinander gemäß dem 
Vorschlag der Verwaltung behandelt und beschlossen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Seite 33 von 33 

I. Satzungsbeschluss 

 
Aufgrund der §§ 2, 9, 10 und 13 a des Baugesetzbuches (BauGB), § 7 der 
Gemeindeordnung (GO NRW), § 89 der Landesbauordnung (BauO NRW 
2018) sowie der Bestimmungen der Baunutzungsverordnung (BauNVO) in 
ihren jeweils gültigen Fassungen, wird der Bebauungsplan Nr. 
43„Gewerbegebiet Landwehr – 8. Erweiterung“ der Stadt Hörstel im 
Stadtteil Bevergern als Satzung sowie die Begründung beschlossen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Externe Ausgleichsfläche 
 

Gemarkung Saerbeck; Flur 15; Flurstück11; Größe 51.581 m² 
 
Diese Ausgleichsfläche ist innerhalb des Naturschutzgebietes Haverforths Wiesen gelegen. 
Durch die Aufwertung und Optimierungsmaßnahmen (Ausführungsmaßnahmen gemäß dem 
Schreiben des Kreises Steinfurt – Untere Landschaftsbehörde – vom 20.04.2005) ergibt sich 
aufgrund erfolgter Abstimmungen mit dem Kreis Steinfurt – Untere Landschaftsbehörde – nach 
dem vereinfachten Bewertungsverfahren NRW ein Kompensationsüberhang von 386.857,5 WE. 
 
Kompensationsüberhang / Wertsteigerung                =     386.857,5 WE/ m² 
zzgl. Rest aus externer Ausgleichsfläche Hörstel, Flur 46, Flurstück 63    =        15.181,0 WE/ m² 
 
     Istbestand    =      402.038,5 WE/ m² 
 
Verrechnung  

 
  

Bebauungsplan Nr. 53 „Industriegebiet II“ –  
2. Erweiterung               Rechtswirksam 05/2012 

- 21.474 380.564,5 verbleibender 
WE Überhang 

Bebauungsplan Nr. 101 „Poggenortstraße“ 
Rechtswirksam 08/2012 

- 22.606 357.958,5 verbleibender 
WE Überhang 

Bebauungsplan Nr. 102 „Westring II“ 
Rechtswirksam 06/2013 

- 6.044 351.914,5 verbleibender 
WE Überhang 

Bebauungsplan Nr. 43 „Gewerbegebiet Landwehr“ 
7. Änderung + Erweiterung    Rechtswirksam 12/2013 

- 2.860 349.054,5 verbleibender 
WE Überhang 

Bebauungsplan Nr. 70 „Zum Hügel“ 
Rechtswirksam 09/2013 

- 49.060 299.994,5 verbleibender 
WE Überhang 

Bebauungsplan Nr. 43 „Gewerbegebiet Landwehr“ 
6. Erweiterung                              Rechtswirksam 06/2015  

 
- 79.802 

 
220.192,5 

verbleibender 
WE Überhang 

Bebauungsplan Nr. 28 „Schul-und Sportzentrum“  
Vereinfachte Änderung        Rechtswirksam 10/2015 

 
- 6.000 

 
214.192,5 

verbleibender 
WE Überhang 

Bebauungsplan Nr. 117 „Brückenstraße“ 
Rechtswirksam 05/2016  

 
+ 54.763 

 
268.955,5 

verbleibender 
WE Überhang 

Bebauungsplan Nr. 73 „Südlich Emsdettener Straße“ 
Rechtswirksam 05/2016 

 
- 15.504 

 
253.451,5 

verbleibender 
WE Überhang 

Bebauungsplan Nr. 112 „Südlich Riehenweg“ 
Rechtswirksam 12/2017 

 
- 10.453 

 
242.998,5 

verbleibender 
WE Überhang 

Bebauungsplan Nr. 53 „Industriegebiet II“ –  
Erweiterung        Aufgabe des Seitengrabens 1717 

 
- 5.083 

 
237.915,5 

verbleibender 
WE Überhang 

Bebauungsplan Nr. 53 „Industriegebiet II“ –  
3. Erweiterung;             Rechtswirksam 29.09.2018 

 
- 13.012 

 
224.903,5 

verbleibender 
WE Überhang 

Bebauungsplan Nr.108 „Gewerbegebiet Postdamm II“   
Rechtswirksam 29.09.2018 

 
- 48.022 

 
176.881,5 

verbleibender 
WE Überhang 

Bebauungsplan Nr. 76 „Venhäuser Weg“ Gewässer 
aufhebung-/verrohrung  3340/3300 

 - 8.807 168.074,5 verbleibender 
WE Überhang 

Bebauungsplan Nr. 113a  
„Riesenbeck West“  Rechtswirksam 15.06.2019 

- 15.454 152.620,5 verbleibender 
WE Überhang 

Bebauungsplan Nr.47 „Talstraße-Birkenweg“      v. Ä.                             
(Änderungen zugunsten eines externen Ausgleichs) rechtsver- 
bindlich Juni 2020 

- 21.900 130.720,5 verbleibender 
WE Überhang 

Bebauungsplan Nr.43 „Gewerbegebiet Landwehr 
- 8. Erweiterung“               Rechtswirksam Mai 2021                    

-   7.851 122.869,5 verbleibender 
WE Überhang 

Bebauungsplan Nr.45 „Gewerbegebiet Saltenwiese 
- 2. Erweiterung“      im Verfahren 

+ 10.167   

 
Stand 5/2021                           
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